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3. Das System der Aus- und Weiterbildung der 
Staatsfunktionäre umfaßt das Lernen am Arbeits­
platz und in den Bildungseinrichtungen der 
staatlichen Organe, das Studium an Fach- und 
Hochschulen, insbesondere an der Fachschule für 
Staatswissenschaft „Edwin Hoernle“ und der Deut­
schen Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft 
„Walter Ulbricht“ sowie das organisierte Selbst­
studium aller Staatsfunktionäre. Es schließt die 
Nutzung der Kurse der Kammer der Technik, der 
Urania, der Volkshochschulen sowie anderer Bil­
dungsstätten ein.

Es sind systematisch junge geeignete Kader aus 
der Arbeiterklasse, der Klasse der Genossen­
schaftsbauern und aus anderen werktätigen 
Schichten für eine Tätigkeit in den örtlichen 
Staatsorganen auszubilden. Der Schwerpunkt ist 
auf die Ausbildung von Kadern aus der Arbeiter­
klasse zu legen.

Die politisch und fachlich fähigsten Kader sind 
langfristig auf der Grundlage gegenseitiger Ver­
einbarungen für leitende Funktionen in den örtli­
chen Staatsorganen auszubilden und vorzuberei­
ten.
Der Anteil der Frauen in leitenden Funktionen ist 
weiter zu erhöhen. Es sind Qualifizierungsmaß­
nahmen, wie Frauensonderstudium, Frauensonder­
klassen, Intervall- und Intensivlehrgänge sowie 
spezielle Seminare, durchzuführen.

Die Räte der Bezirke, Kreise, Städte und Gemein­
den haben Bedingungen zu schaffen, daß Frauen 
vorrangig am organisierten Selbststudium der 
Fachschule für Staatswissenschaft „Edwin 
Hoernle“ und der Deutschen Akademie für Staats­
und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“ teil­
nehmen können.

Die Räte der Bezirke und Kreise haben bei der 
Aus- und Weiterbildung der Staatsfunktionäre 
eng mit den Hoch- und Fachschulen sowie mit den 
Betrieben und Kombinaten der Industrie und 
Landwirtschaft zusammenzuwirken und deren 
Potenzen und Erfahrungen bei der Anwendung 
moderner Methoden in der Kaderqualifizierung zu 
nutzen.

Die örtlichen Staatsorgane sowie die für die Bilan­
zierung der Hoch- und Fachschulkader verant­
wortlichen zentralen Organe haben zu gewährlei­
sten, daß der Anteil der Hoch- und Fachschulka­
der in den örtlichen Staatsorganen systematisch er­
höht wird.

4. Es ist ein System der obligatorischen Weiterbil­
dung für alle Staatsfunktionäre zu schaffen. Die 
obligatorische Weiterbildung umfaßt

— Grundfragen der Prognose, der Perspektiv- und
Jahresplanung sowie der Gestaltung einer ef­
fektiven Territorialstruktur '

— die neuesten theoretischen Erkenntnisse und 
fortgeschrittenen praktischen Erfahrungen bei 
der Gestaltung des entwickelten gesellschaftli­
chen Systems, insbesondere des ökonomischen 
Systems des Sozialismus, und die sich daraus 
ergebenden Aufgaben für die örtlichen Staats­
organe

— die Hauptprobleme der Entwicklung des sozia­
listischen Staates und Rechts sowie der sozia­
listischen Demokratie

— die fachbezogene Weiterbildung.
Die Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Verfassungskommentar so­
wie das Buch „Politische Ökonomie des 
Sozialismus und ihre Anwendung in der DDR“ 
sind intensiv zu studieren und die gewonnenen Er­
kenntnisse für die praktische Arbeit auszuwerten.
Das organisierte Selbststudium ist die Hauptme­
thode der obligatorischen Weiterbildung. Dazu 
sind die Betriebsakademien der Räte der Bezirke 
und Kreise zu Zentren der Weiterbildung zu ent­
wickeln und ihre Tätigkeit mit den Bildungsmaß­
nahmen der Fachbereiche zu koordinieren. Als 
weitere Methoden sind lang- und kurzfristige 
Lehrgänge, Abendkurse, Seminare, Problemdis­
kussionen und anderes anzuwenden.
Die höhere Verantwortung der Räte der Bezirke 
und Kreise bei der obligatorischen Weiterbildung 
aller Staatsfunktionäre besteht vor allem in der 
Bestimmung der konkreten inhaltlichen und ar­
beitsbezogenen Anforderungen an die Weiterbil­
dung und in der Entwicklung der Lernbereitschaft 
aller Staatsfunktionäre. Sie haben zu sichern, daß 
in allen Qualifizierungsveranstaltungen die Ein­
heit von politisch-ideologischer, klassenmäßiger 
und fachlicher Bildung und Erziehung, von inhalt­
lichen Führungsaufgaben und Anwendung moder­
ner Leitungsmethoden hergestellt wird.

5. Die Räte der Bezirke und Kreise haben zu sichern, 
daß die Aus- und Weiterbildung langfristig ge­
plant und auf der Grundlage von Kaderprogram­
men und Qualifizierungsplänen durchgeführt 
wird.
Die Räte der Kreise sind für die Organisierung 
der systematischen Qualifizierung der Staatsfunk­
tionäre der Städte und Gemeinden in Zusammen­
arbeit mit den jeweiligen Räten verantwortlich.
In den Städten und Gemeinden, die auf bestimm­
ten Gebieten gute Ergebnisse der staatlichen Lei­
tungstätigkeit haben, sind Konsultationspunkte 
zur Verallgemeinerung der fortgeschrittensten 
Erfahrungen einzurichten. Mit den Bürgermeistern 
und Ratsmitgliedern der Kreisstädte und anderer 
Mittelstädte sind durch die Räte der Bezirke re­
gelmäßig Beratungen und Erfahrungsaustausche 
durchzuführen.
Das Bemühen und der Wille der Staatsfunktio­
näre zur Ausbildung und zur ständigen Weiter­
bildung ist in Verbindung mit den Arbeitsergeb­
nissen durch eine dem ökonomischen System des 
Sozialismus entsprechende moralische und mate­
rielle Stimulierung zu unterstützen.

VIII.
Schlußbestimmungen

1. Dieser Beschluß tritt am 1. Juni 1970 in Kraft.
2. Gleichzeitig werden aufgehoben:

— die Abschnitte V und VI der Ordnung vom 
28. Juni 1961 über die Aufgaben und die Ar­
beitsweise des Bezirkstages und seiner Organe 
(GBl. I S. 52)


